
Lebens „für eine Übergangszeit“ sein (vgl. Präambel 
zum Grundgesetz). Die Dauer dieser Übergangszeit ist 
durch Artikel 146 GG genau definiert, da nach dieser 
Bestimmung das Grundgesetz an dem Tage seine Gül
tigkeit verliert, an dem eine Verfassung in Kraft tritt, 
die vom deutschen Volk in freier Entscheidung be
schlossen worden ist.

Es ergibt sich also, daß die vom Grundgesetz statu
ierte verfassungsmäßige Ordnung bis zur Zeit der Wie
dervereinigung Deutschlands und bis zur Schaffung 
einer gesamtdeutschen Verfassung durch eine aus freien 
demokratischen Wahlen hervorgegangene National
versammlung gilt und insoweit durch Art. 21 Abs. 2 GG 
geschützt ist. Demzufolge kann auch nur die Politik 
einer Partei innerhalb dieses Zeitraumes der Geltung 
des Grundgesetzes Gegenstand einer Beurteilung nach 
Art. 21 Abs. 2 GG sein.

bb) Unter „Zielen“ einer Partei im Sinne des Art. 21 
Abs. 2 GG können nach Wortlaut und Sinn dieser Be
stimmung lediglich e f f e k t i v e  politische Ziele ver
standen werden, denn nur solche können überhaupt ge
eignet sein, die freiheitliche demokratische Grund- 
ordnung zu beeinträchtigen oder zu beseitigen.

Bereits die Antragsbegrümdung der Bundesregierung 
vom 21. November 1951 verfälschte den durch Art. 21 
Abs. 2 GG geforderten gesetzlichen Tatbestand, indem 
sie den Begriff „ideologische Zielsetzung“ erfand und in 
den Tatbestand des Art. 21 Abs. 2 GG hineininter
pretierte.

Das Bekenntnis zu einer wissenschaftlichen Theorie 
oder Weltanschauung, ihre Vertretung und Propagie
rung können schon der Natur der Sache nach nie den 
Tatbestand des Art. 21 Abs. 2 GG erfüllen. Tatbestands
mäßig in diesem Sinne können vielmehr nur praktische 
politische Ziele einer Partei sein, die von ihr im Rahmen 
der Bundesrepublik und innerhalb des Geltungsbereichs 
des Grundgesetzes verfolgt werden, niemals aber die 
wissenschaftlichen oder weltanschaulichen Grundlagen 
dieser Politik.

Daß das Bekenntnis zu einer Weltanschauung oder zu 
einer wissenschaftlichen Theorie und deren Propagie
rung niemals unter den Begriff „Ziele“ im Sinne des 
Art. 21 Abs. 2 GG fallen können, ergibt sich zudem 
aus der ausdrücklichen Vorschrift des Art. 5 Abs. 3 GG. 
Insbesondere wäre der Satz 2 des Art. 5 Abs. 3 GG völ
lig sinnwidrig, wenn die wissenschaftliche Theorie oder 
Weltanschauung einer Partei ihre Verfassungswidrig- 
keit nach Art. 21 Abs. 2 GG begründen könnte; denn 
Art. 21 Abs. 2 GG will ja die Parteien nicht schlechter 
stellen als Einzelpersonen oder andere Organisationen, 
sondern er dient gerade der Privilegierung der poli
tischen Parteien.

cc) Weiter ist bei der Anwendung des Art. 21 Abs. 2 
GG zu beachten, daß die Partei nach ihren „Zielen“ im 
Sinne der vorstehend gekennzeichneten Bedeutung 
dieses Begriffs „darauf ausgehen“ muß, die freiheitliche 
demokratische Grundordnung zu beeinträchtigen oder 
zu beseitigen.

Aus der Verwendung der Worte „darauf ausgehen“ im 
gesetzlichen Tatbestand ergibt sich, daß es für die Fest
stellung der Verfassungswidrigkeit einer Partei nicht 
genügt, daß diese Partei die bestehenden Verfassungs
zustände kritisiert oder ablehnt, oder sie die Über
zeugung vertritt oder propagiert, daß es bessere Ver
fassungszustände gibt, sondern die Partei muß, um ver
fassungswidrig zu sein, die Beeinträchtigung oder Be
seitigung der freiheitlich-demokratischen Grundordnung 
„beabsichtigen, bezwecken oder planen“, d. h. sie muß 
die konkrete Absicht der Beseitigung der verfassungs
mäßigen Ordnung haben und diese in einer bestimmten 
Weise betätigen.

dd) Diese „Ziele“ einer Partei im Sinne des Art. 21 
Abs. 2 GG können immer nur auf Grund objektiver Fak
toren festgestellt werden. Die Feststellung von „Zielen“ 
einer Partei kann nur auf der Grundlage nachgewie
sener Tatsachen erfolgen, aus denen auf solche Ziele 
geschlossen werden kann. Es ist unzulässig, die Ziele 
einer Partei auf Grund irgendwelcher subjektiver „Deu
tungen“ gewinnen zu wollen. Es muß vielmehr hier der 
gleiche Grundsatz gelten, der für das Strafrecht seit 
langem anerkannt ist, daß „Absichten“ (und der Begriff

„Ziele“ entspricht in dieser Hinsicht durchaus dem 
Begriff „Absichten“) nur auf Grund objektiver Faktoren 
wie Erklärungen, Handlungen usw. festgestellt werden 
können.

Wenn man von diesen Rechtsgrundsätzen ausgeht, er
geben sich für das vorliegende Verfahren auf Fest
stellung der Verfassungswidrigkeit der Kommunistischen 
Partei Deutschlands folgende Schlußfolgerungen:

aa) Gegenstand des vorliegenden Verfahrens und da
mit der Beweiserhebung können nur die von der Kom
munistischen Partei Deutschlands in der Bundesrepu
blik und unter der Geltung des Grundgesetzes verfolg
ten tatsächlichen politischen Ziele sein. Diese politischen 
Ziele müssen auf Grund der Erklärungen und des tat
sächlichen politischen Handelns der Kommunistischen 
Partei Deutschlands festgestellt werden.

bb) Nicht zum Gegenstand des Verfahrens und der 
Beweiserhebung können daher gemacht werden:

1. die wissenschaftliche Theorie und die der Politik 
der Kommunistischen Partei Deutschlands zugrunde 
liegende wissenschaftlich begründete Welt
anschauung der Kommunisten,

2. diejenigen politischen, ökonomischen und sozialen 
Vorstellungen, die die Kommunistische Partei 
Deutschlands für die politische und gesellschaft
liche Entwicklung Deutschlands nach der Wieder
vereinigung Deutschlands hat; denn die Verwirk
lichung dieser Vorstellungen ist nicht in der Bun
desrepublik und unter der Geltung der vom Grund
gesetz statuierten verfassungsmäßigen Ordnung be
absichtigt, die allein der Maßstab der Entscheidung 
nach Art. 21 Abs. 2 GG sein kann.

Diese Erwägungen zwingen zu dem Schluß, daß der 
Marxismus-Leninismus als die theoretische Grundlage 
der Politik der Kommunistischen Partei Deutschlands 
nicht Gegenstand des vorliegenden Verfahrens sein und 
der Beurteilung durch das Bundesverfassungsgericht 
unterliegen kann, und daß deshalb alle in diese Rich
tung zielenden Beweisangebote der Bundesregierung 
als nicht beweiserheblich zurückzuweisen sind.

Gegenstand des Verfahrens vor dem Bundesverfas
sungsgericht und insbesondere der Beweiserhebung 
können vielmehr nur die auch stets von der Kommuni
stischen Partei Deutschlands in aller Offenheit erklär
ten, tatsächlichen und in ihren Erklärungen und ihrem 
praktischen politischen Handeln eindeutig zum Aus
druck gelangenden politischen Ziele sein, die die Kom
munistische Partei Deutschlands in der Bundesrepublik 
bis zur Wiedervereinigung Deutschlands verfolgt. Diese 
von der Kommunistischen Partei Deutschlands in der 
Bundesrepublik und für die Bundesrepublik verkün
deten politischen Grundsätze und Ziele umfassen vor 
allem die Sicherung des Friedens durch die Verhinde
rung der Wiederbewaffnung des deutschen Militaris
mus, die demokratische Wiedervereinigung Deutschlands 
auf friedlichem Wege, die Erhaltung und Festigung der 
demokratischen Rechte und Freiheiten der Bürger so
wie die Verbesserung der sozialen Lage der Werktätigen.

Die Frage, welche politische Ordnung das wieder
vereinigte Deutschland haben soll, kann und wird allein 
durch die in gesamtdeutschen freien Wahlen zustande 
kommende deutsche Nationalversammlung entschieden 
werden. Die Ziele, die die Kommunistische Partei 
Deutschlands zu diesem späteren Zeitpunkt, also nach 
der Wiedervereinigung Deutschlands, für die künftige 
Gestaltung Gesamtdeutschlands verfolgen wird, können 
nicht Gegenstand einer richterlichen Überprüfung durch 
das Bundesverfassungsgericht auf Grund des Grund
gesetzes sein; denn mit der Schaffung der gesamtdeut
schen Verfassung durch die deutsche Nationalversamm
lung entfällt die Rechtswirkung des Grundgesetzes der 
Bundesrepublik.

Aus allen diesen Gründen sind die Beweisangebote 
der Bundesregierung, die sich auf die Theorie des Mar
xismus-Leninismus beziehen, für das vorliegende Ver
fahren nicht beweiserheblich. Die Erhebung dieser von 
der Bundesregierung angebotenen Beweise ist deshalb 
als unzulässig abzulehnen.

Nur eine derartige Entscheidung des Bundesverfas
sungsgerichts entspricht auch der Rechtsauffassung und 
der politischen Praxis derjenigen europäischen Staaten,
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